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bedingt, daß die Studenten hinreichenden Freiraum für die 
eigenverantwortliche Gestaltung ihres Studiums haben, ein­
geschlossen Möglichkeiten für studentische Forschungen und 
für den Besuch fakultativer Lehrveranstaltungen bzw. von 
Lehrveranstaltungen an anderen Sektionen. Dabei kann die 
obligatorische Teilnahme an bestimmten Lehrveranstaltun­
gen (z. B. Seminaren oder Übungen) zugleich inhaltliche Kon- 
trollfunktionen erfüllen und so das unvermeidbare admini­
strative Element einer inhaltlichen Aufgabe unterstellen.

2. Eine eng damit verbundene Aufgabe besteht darin, ent­
sprechend den bewährten Prinzipien sozialistischer Hoch­
schulpolitik — der Einheit von Lehre und Forschung, von 
Theorie und Praxis — die eigenständige wissenschaftliche Ar­
beit der Studenten, namentlich ihre Forschungsarbeit, zu 
einem festen Bestandteil der gesamten Ausbildung zu ma­
chen. Das wissenschaftlich-produktive Studium ist durchgän­
gig zu realisieren. Dies gebietet, den oft noch anzutreffenden 
Dualismus von traditionellem Unterricht und Studentenfor- 
schung'1 durch eine neue Verbindung dieser Elemente abzulö­
sen, in der Ergebnisse der studentischen Forschung unmittel­
bar in den Lehrprozeß einfließen bzw. Forschungsseminare 
zugleich bestimmte Unterrichtsformen repräsentieren.

Die angestrebte Weiterentwicklung der Methoden und For­
men der rechtswissenschaftlichen Ausbildung ist Ausdruck 
einer generellen hochschulpolitischen Konzeption.6 Sie resul­
tiert aus dem Erfordernis, den langfristigen Bildungsvorlauf 
qualitativ auszubauen, das Bildungspotential des Volkes zu 
stärken und die Hochschulkader noch besser zu befähigen, 
schöpferisch-produktiv zu handeln und so höhere soziale 
Werte — auch ein höheres Niveau der Rechtlichkeit, Rechts­
sicherheit und Gerechtigkeit in unserem Lande — für das 
Volk und den sozialen Fortschritt zu schaffen. Es geht also 
nicht um „moderne Formen“ der Hochschullehre an sich, son­
dern um qualitative Veränderungen.

Die Praxis verlangt von allen Absolventen — nicht nur 
vom künftigen Richter —, daß sie auf der Grundlage und im 
Rahmen des Gesetzes bei schöpferischer Anwendung der an­
geeigneten Theorie selbständig adäquate Lösungen finden, 
d. h. auch Entscheidungen in der Rechtsanwendung treffen, 
ohne auf Vorgaben oder Orientierungen „von oben“ zu war­
ten. Rechtsarbeit ist auf allen Gebieten ihrem Wesen nach 
eigenverantwortlich-schöpferische Tätigkeit, gegründet auf die 
unabdingbare Einheit von Theorie und Praxis.

3. Aus Vorstehendem folgt, daß die Bildungsinhalte in den 
einzelnen Disziplinen (nach Fachrichtungen differenziert) 
neu und auch auf neue Weise verbindlich definiert werden 
müssen. Das unterstreicht die Bedeutung der Lehrprogramme 
(die nicht mehr — wie früher vielfach — vor allem nur Glie­
derungen der Vorlesungen oder der Lehrbücher bleiben dür­
fen) und die Anforderungen an diese. Die verbindliche Fest­
legung der Bildungsinhalte in den einzelnen Disziplinen (nicht 
nur positive Kenntnisse, sondern auch Methodik und Anwen­
dungsfähigkeiten, praktische Übungen, Beziehungen und 
Querverbindungen zu anderen, auch nichtjuristischen Diszi­
plinen bzw. Integration von deren Erkenntnissen in die 
eigene Disziplin) bestimmt die Studienanforderungen an die 
Studenten und ist so Grundlage und Maßstab für die unter­
richtsbegleitenden und examinatorischen, rezeptiven wie pro­
duktiven Leistungskontrollen.7 Die vorgesehene erhebliche 
Erweiterung der Selbständigkeit der Studenten bei der Ge­
staltung ihres Studiums verlangt Leistungskontrollen, die 
nicht nur sicheres Wissen abzufragen, sondern weit stärker 
theoretische und praktische Fähigkeiten der Studenten auf­
zuspüren haben. Je frühzeitiger und nachdrücklicher die Stu­
denten entsprechend dem Leistungsprinzip streng zu geistig­
kreativem und weltanschaulich anspruchsvollem Studium an­
gehalten werden, desto früher entdecken wir besonders för­
derungswürdige Talente und desto früher erkennen wir auch, 
welche Studenten sich für das Jurastudium nicht eignen.

4. Das bewährte Prinzip der Einheit von Theorie und 
Praxis verlangt, die gesellschaftliche Praxis, die Dynamik des 
Lebens, die realen, notwendig widersprüchlichen sozialen 
Prozesse noch stärker in den Hörsaal zu bringen. Noch stär­
ker ist die Theorie nicht als Lehrgebäude, sondern — wie es 
dem Marxismus-Leninismus entspricht — als Anleitung zum 
Handeln zu vermitteln, und die Studenten sind zur schöpferi­

schen Anwendung und Weiterentwicklung der Theorie anzu­
regen. Die Theorie hat die soziale Wirklichkeit mit ihren Wi­
dersprüchen und neuen Problemen unvoreingenommen zu er­
örtern, und durch die Art der produktiven Auseinanderset­
zung mit der Wirklichkeit sind den Studenten Wege zu einer 
progressiv-konstruktiven Aneignung dieser Wirklichkeit zu 
erschließen. Dieser das Interesse und die wissenschaftliche 
Neugier der Studenten herausfordernde Anspruch ist bereits 
durch die Grundlagenausbildung zu realisieren und weiter 
bis zum Studienabschluß gültig.

Zum anderen wird juristisches Studium dadurch praxis­
orientiertes Studium, daß, angefangen von der allgemeinen 
Rechtstheorie, dann in jedem Rechtszweig die Einheit von 
materiellem Recht und Verfahrensrecht8 vermittelt wird. Das 
Gewicht des Verfahrensrechts (im Bereich der Justiz auf­
bauend auf den „Grundlagen der Rechtspflege“) ist spürbar 
zu erhöhen.

Aus dem Prinzip der Einheit von Theorie und Praxis folgt 
weiter, daß der Ausbildungscharakter der Praktika im 2. und
3. Studienjahr und in der Assistentenzeit (künftig ein Jahr für 
alle Fachrichtungen) wesentlich verstärkt und genau abge­
stimmt werden muß. In den Lehrprogrammen und in der 
Praktikums- und Assistentenordnung ist exakt festzulegen, 
welche Kenntnisse und Fähigkeiten an der Universität erwor­
ben werden müssen und welche in den Ausbildungsabschnit­
ten in der Praxis anzueignen sind.

Nicht zuletzt gehört die eigene sinnvolle gesellschaftspoli­
tische Praxis der Studenten als persönliches Erleben bestimm­
ter Bereiche der sozialen Wirklichkeit unabdingbar zur Aus­
bildung sozialistischer Juristen.

5. In Verbindung mit der höheren Qualität von Lehre und 
Forschung steht die Erhöhung des Niveaus des Diplomver­
fahrens. Der Anspruch an das Diplom als ersten akademi­
schen Grad wird künftig deutlicher vom Anspruch an den Hoch­
schulabschluß abgehoben. Da die Praxis generell ein begrün­
detes Interesse daran hat, daß in der verantwortungsvollen 
Funktion eines Richters, Staatsanwalts, Rechtsanwalts, No­
tars, aber auch Justitiars Diplom-Juristen tätig werden, sind 
für den Erwerb dieses Grades differenzierte, geeignete Mög­
lichkeiten zu eröffnen. So kann die Diplomarbeit entweder 
unmittelbar nach der Hauptprüfung an der Universität oder 
im Rahmen eines postgradualen Diplomverfahrens (Diplo­
mandenkurses) an der Universität (bis zu sechs Monaten)9 
oder in einem externen Verfahren, z. B. während der Assi­
stentenzeit verteidigt werden.

5 Vgl. K. Hager, a. a. O., S. 73 f.
6 Vgl. Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED über 

die Aufgaben der Universitäten und Hochschulen ln der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft vom 18. März 1980, Das Hoch­
schulwesen 1980, Heft 5, S. 125 ff.; E. Honecker, Bericht des Zen­
tralkomitees der SED an den XI. Parteitag der SED, Berlin 1986, 
S. 59; H.-J. Böhme, „Aufgaben der Universitäten und Hochschu­
len im Studienjahr 1988/89“. Das Hochschulwesen 1988, Heft 9, 
S. 252 f.

7 Eine besondere Funktion haben die Prüfungen am Ende des zwei­
ten Studienjahres.

8 Näheres hierzu in: Materialien zum VII. Berliner Rechtstheorie- 
Symposium, Konferenzmaterial des Instituts für Theorie des 
Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften der 
DDR, Bd. I und II, Berlin 1988. Vgl. auch den Bericht über dieses 
Symposium von H. J. Fischer/M. Schaumburg in NJ 1988, Heft 4, 
S. 150 f.

9 Vgl. Diplomandenordnung vom 15. Juli 1986 (GBl. I Nr. 26 S. 380).
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Entsprechend den vom XI. Parteitag der SED gestellten Aufgaben für den 
neuen Abschnitt der weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft in der DDR und in Übereinstimmung mit der Forderung nach wei­
terer Erhöhung der Qualität und gesellschaftlichen Wirksamkeit staatlicher 
Leitung gibt der Autor Hinweise zu Wesen, Funktion, Gegenstand, Methoden 
und Arbeitsrichtungen der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation in der Lei­
tungssphäre von zentralen und örtlichen Staatsorganen, Kombinaten, Betrie­
ben und anderen Institutionen. Er erläutert theoretische und praktische 
Aspekte ihrer Anwendung und hebt dabei insbesondere die Analyse der Er­
fahrungen und die theoretische Verallgemeinerung solcher Erkenntnisse hervor, 
die Leiter und Kollektive im Leitungsbereich bei der Organisierung ihrer 
Arbeit im Zusammenhang mit der Einführung und Nutzung moderner Daten- 
verarbeitungs- und Rechentechnik gewonnen haben.


